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Vorwort

Die vorliegende Arbeit hat der Juristischen Fakultät der Universität Pas‑
sau im Jahre 2015 als Dissertation vorgelegen. Rechtsprechung und Schrift‑
tum sowie die Nachweise der einschlägigen gesetzlichen Grundlagen befin‑
den sich im Wesentlichen auf dem Stand von Februar 2015. Neue Publika‑
tionen und Gesetzesänderungen sind vor der Drucklegung zum Teil noch bis 
April 2016 berücksichtigt worden. 

Die Idee zur Untersuchung der Möglichkeiten und Grenzen der Anfecht‑
barkeit juristischer (Staats‑)‌Prüfungen entstand in den ersten Jahren meiner 
auf das Prüfungsrecht spezialisierten anwaltlichen Tätigkeit, die mich bald 
zu einer Vielzahl von schwierigen Fragen und ungelösten Problemen des 
(juristischen) Prüfungsrechts führte. 

Daran, dass ich sie letztlich in der vorliegenden Form umgesetzt habe, 
hat zunächst meine Ehefrau einen maßgeblichen Anteil. Sie hat mich darin 
bestärkt, das im Ergebnis umfangreiche Werk trotz meiner insbesondere 
beruflichen Verpflichtungen in Angriff zu nehmen, und sein Abschluss wäre 
ohne ihre unermüdliche Unterstützung nicht denkbar gewesen. Zudem hat 
sie den Inhalt der Arbeit mit ihrem fachlichen Rat in psychologischen Fra‑
gen im Besonderen und durch dankbar aufgenommene kritische Hinweise 
und Anregungen im Allgemeinen bereichert. Schließlich hat sie die Übellau‑
nigkeit des Verfassers in unproduktiven Phasen stets tapfer ertragen. Ich bin 
ihr insoweit zu besonderem Dank verpflichtet.

Dass die vorliegende Untersuchung letztlich eine Doktorarbeit geworden 
ist, habe ich meinem Erstbeurteiler und Betreuer Herrn Prof. Dr. Müller-
Terpitz zu verdanken. Er hat sich vom ersten Moment an begeistert für das 
Thema gezeigt und mir ohne Vorbehalte als „Externem“ die Möglichkeit 
gegeben, mich an der Universität Passau zu promovieren. Dafür, für seine 
inhaltlichen Anregungen und seine (zeitlichen) Mühen mit der Korrektur der 
umfangreichen Arbeit möchte ich ihm sehr danken. Ebenso danke ich dem 
Zweitgutachter Herrn Prof. Dr. Kramer für seine nicht weniger mühevolle 
Korrektur und seine zahlreichen und nicht selten berechtigten Hinweise in 
formaler Hinsicht, die in der Erstellung der Druckfassung noch berücksich‑
tigt worden sind.

Die Erstellung der Arbeit in ihrer vorliegenden Form und innerhalb des – 
unter Berücksichtigung meiner beruflichen Verpflichtungen letztlich noch 
überschaubaren  – zeitlichen Rahmens wäre ohne die Möglichkeiten der 
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Recherche in digitalen Datenbanken über das Internet und im www mithil‑
fe von google nicht möglich gewesen. Durch sie ist mir nicht nur mancher 
Gang in die Bibliothek erspart geblieben. Vor allem konnte ich mir auch im 
Ausland, wenn ich im „Arbeitsurlaub“ an der Dissertation gearbeitet habe, 
die erforderlichen Informationen, insbesondere Rechtsprechung und wissen‑
schaftliche Publikationen, verschaffen. Diesem Umstand ist es zu verdan‑
ken, dass die Arbeit in wesentlichen Teilen im Ausland, insbesondere in 
meiner zweiten Heimat Griechenland, entstanden ist. 

Trotz aller technischen Erleichterungen war die Anfertigung der Disserta‑
tion neben meiner selbstständigen anwaltlichen Tätigkeit eine große Heraus‑
forderung, die nicht selten an die Substanz ging. 

Für Zuspruch in besonders schweren Phasen danke ich auch meiner Mut‑
ter. 

Grüßen möchte ich mit dieser Arbeit Herrn Richter am Oberlandesgericht 
Hamburg, Dr. Michael Labe, Leiter der juristischen Prüfungsämter, der 
mich bei der Anfechtung der Ergebnisse meiner ersten juristischen Staats‑
prüfung unterstützt und mich darin bestärkt hat, meinen Weg weiter zu 
gehen. 

Ich widme die Dissertation meinem viel zu früh verstorbenen Vater, der 
dieses Werk sicherlich mit Stolz in den Händen gehalten hätte, weil er 
festgestellt hätte, dass sein kritischer Geist, den ich ihm zu verdanken habe, 
darin weiterlebt. 

Ich verbinde mit ihr die Hoffnung, dass sich meine Mühen gelohnt haben. 
Ich wünsche mir, einen wertvollen Beitrag zur Fortentwicklung des Prü‑
fungsrechts geleistet zu haben, der mittelfristig zu einer Verbesserung der 
Rechtsstellung des Prüflings führt. 

Barnten, im April 2016	 Benjamin Unger
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Kapitel 1 

Einleitung

Die vorliegende Untersuchung widmet sich ausweislich ihres Titels  – 
Möglichkeiten und Grenzen der Anfechtbarkeit juristischer (Staats‑)‌Prüfun
gen – einem prüfungsrechtlichen Thema und damit einem Rechtsgebiet, das 
aufgrund der anfänglich und viele Jahre unterbliebenen Normierung des 
Prüfungswesens1 noch als „jung“ bezeichnet werden kann, lange Zeit durch 
die  – in der Praxis ohnehin allein maßstabsbildende  – Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichtes geprägt war, erst spät in den wissenschaftlichen 
Fokus geraten ist2 und schließlich erst durch eine vom Bundesverfassungs‑
gericht erzwungene Rechtsprechungsänderung und die sich daran anschlie‑
ßende Entwicklung zu einer ernst zu nehmenden und mittlerweile ernst 
genommenen Rechtsdisziplin geworden ist3.

Ohne bereits an dieser Stelle allzu sehr zu den Details der Materie vor‑
dringen zu wollen, so soll doch wenigstens kurz darauf hingewiesen werden, 
dass bis zu der viel beachteten4 Entscheidung des Bundesverfassungsgerich‑
tes vom 17.04.19915 die Chancen des Prüflings, erfolgreich die Bewertun‑

1  Vgl. insoweit Lampe, S. 25.
2  Siehe insoweit die grundlegenden Untersuchungen von Hummel, Gerichtsschutz 

gegen Prüfungsbewertungen; Pietzcker, Verfassungsrechtliche Anforderungen an die 
Ausgestaltung staatlicher Prüfungen; Guhl, Prüfungen im Rechtsstaat; Becker, Prü‑
fungsrecht.

3  Als Beleg dafür sei hier nur einerseits auf das mittlerweile in 6. Auflage er‑
schienene Standardwerk „Prüfungsrecht“ von Niehues/Fischer/Jeremias sowie die 
noch umfangreicheren Werke von Zimmerling/Brehm, „Der Prüfungsprozess“ und 
„Prüfungsrecht“ verwiesen und andererseits auf die zunehmende Zahl der Rechtsan‑
wälte, die sich auf dieses Rechtsgebiet spezialisiert haben, sowie die Fülle der mitt‑
lerweile vorliegenden Gerichtsentscheidungen (siehe für das juristische Prüfungs‑
recht die Darstellung bei Zimmerling/Brehm, Prüfungsrecht, Rn. 718 m.   Fn. 1908, 
sowie die über 3000 Treffer bei einer juris-Recherche mit den Suchworten „Prüfung“ 
und „juristisches Staatsexamen“). Siehe zur Anerkennung des Prüfungsrechts als 
eigenständiges Rechtsgebiet auch Ibler, S. 359, mit ähnlichen Erwägungen.

4  Den Inhalt dieser Entscheidung referierend etwa Rozek, NVwZ 1992, 343 f.; 
v.  Mutius/Sperlich, DÖV 1993, 45 f.; siehe im Weiteren etwa auch die Besprechun‑
gen von Becker, NVwZ 1993, 1129 ff.; Seebass, NVwZ 1992, 609 ff.; Niehues, NJW 
1991, 3001 ff.; siehe zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes und ihrer 
Aufnahme in der Literatur auch Zimmerling/Brehm, Der Prüfungsprozess, Rn. 62 f.

5  BVerfGE 84, 34 ff.
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gen seiner Leistungen im Ersten und Zweiten juristischen Staatsexamen im 
Wege einer Prüfungsanfechtung anzugreifen, äußerst gering waren. Dies 
hatte seinen Grund einerseits darin, dass nach der bis dahin vorherrschenden 
Rechtsauffassung Prüfungsentscheidungen nur in einem sehr geringen Um‑
fang gerichtlich überprüfbar waren. So sollte die gerichtliche Überprüfungs‑
kompetenz – ähnlich wie bei Ermessensentscheidungen der Behörden (siehe 
§ 114 VwGO6)  – darauf beschränkt sein, ob der Prüfer von falschen Tatsa‑
chen ausgegangen ist, allgemein gültige Bewertungsgrundsätze nicht beach‑
tet hat oder sich von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen7. Der ge‑
richtlichen Überprüfung entzogen war damit insbesondere die Überprüfung 
der Frage, ob die von einem Prüfling in einer schriftlichen (Hausarbeit, 
Klausur) oder mündlichen Prüfung gegebene Antwort respektive der auf‑
grund einer bestimmten, vertretenen Rechtsauffassung eingeschlagene Lö‑
sungsweg richtig oder falsch bzw. zumindest vertretbar ist8. Diese Einschät‑
zung sollte allein den Prüfern aufgrund des ihnen zustehenden „Beurtei‑
lungsspielraums“ vorbehalten sein9, was in der Konsequenz eine weitgehen‑
de10 „Freiheit zum Irrtum“11 in fachlich-wissenschaftlichen Fragen für die 
Prüfer bedeutete. 

Überdies stand dem Prüfling  – gewissermaßen korrespondierend mit der 
aufgrund des weit reichenden Beurteilungsspielraums nur stark einge‑
schränkten (gerichtlichen) Überprüfungsmöglichkeit in materieller Hin‑

6  Vgl. VGH Mannheim, Urt. v. 27.01.1988  – 9 S 3018/87, NJW 1988, 2633 
(2634); Urt. v. 08.03.1989 – 9 S 3264/88, NVwZ 1989, 482 (483); siehe auch VGH 
Kassel, Urt. v. 04.11.1970  – II OE 55/68, SPE 552 Nr. 10; v.  Golitschek, BayVBl. 
1994, 257 (257). Zur entsprechenden Anwendung des § 114 VwGO auf die Kontrol‑
le der Ausübung von Beurteilungsspielräumen siehe einstweilen Kopp/Schenke, 
§ 114 VwGO, Rn. 28.

7  Siehe zunächst für schulische Leistungsbewertungen BVerwGE 8, 272 (274); 
sodann übertragen auf die Möglichkeiten der gerichtlichen Kontrolle juristischer 
Prüfungsentscheidungen in BVerwG, Bes. v. 09.10.1969  – VII B 4.69, Buchholz 
421.0 Nr. 39, 15 (15); Bes. v. 8.01.1983 – 7 CB 55/78, DVBl. 1983, 591 (591).

8  BVerwG, Bes. v. 26.02.1979  – 7 B 15/79, Buchholz 421.0 Nr. 104, 149 (150); 
Bes. v. 12.11.1979 – 7 B 228/79, Buchholz 421.0 Nr. 121, 194 (195).

9  BVerwG, Bes. v. 26.02.1979  – 7 B 15/79, Buchholz 421.0 Nr. 104, 149 (150); 
Bes. v. 12.11.1979 – 7 B 228/79, Buchholz 421.0 Nr. 121, 194 (194 f.)

10  Unverbindlich war die Einschätzung der Prüfer nur dann, wenn sie auf einer 
derart eklatanten und außerhalb jedes vernünftigen Rahmens liegenden Fehleinschät‑
zung wissenschaftlich-fachlicher Gesichtspunkte beruhte, so dass sich ihr Ergebnis 
dem Richter als gänzlich unhaltbar aufdrängen muss, vgl. BVerwG, Bes. v. 
12.11.1979 – 7 B 228/79, Buchholz 421.0 Nr. 121, 194 (195); siehe zu den Grenzen 
des seinerzeit anerkannten Beurteilungsspielraums der Prüfer in der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichtes auch Barton, NVwZ 2013, 555 (556).

11  Pointiert BVerwG, Bes. v. 26.02.1979  – 7 B 15/79, Buchholz 421.0 Nr. 104, 
149 (150); Bes. v. 12.11.1979 – 7 B 228/79, Buchholz 421.0 Nr. 121, 194 (194 f.).
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sicht  – weithin auch kein Rechtsbehelf zur Seite, mit dem er wirkungsvoll 
Einwände gegen die Bewertung seiner Prüfungsleistung hätte geltend ma‑
chen können. In den meisten Bundesländern war in den jeweiligen Juristen‑
ausbildungsgesetzen bzw. -ordnungen das Widerspruchsverfahren nach den 
§§ 68 ff. VwGO ausgeschlossen und auch kein anderes (förmliches) Verfah‑
ren vorgesehen, in dem der Prüfling (wirksam) Einwände gegen die Bewer‑
tungen seiner Prüfungsleistungen (vor Klageerhebung) hätte geltend machen 
können. Er hatte nur die Möglichkeit, in einem formlosen Gegenvorstel‑
lungsverfahren Einwände gegen die Bewertungen seiner Prüfungsleistungen 
zu erheben, um eine Änderung derselben (noch vor Ablauf der Klagefrist 
des § 74 VwGO) zu erreichen. Dabei war eine Beteiligung der Prüfer, die 
die streitige Bewertung vorgenommen hatten, aber entweder generell nicht 
vorgesehen, oder sie wurde von der Qualität der vom Prüfling erhobenen 
Einwendungen abhängig gemacht. Die Ausgestaltung des Gegenvorstel‑
lungsverfahrens und der Umgang mit den Einwendungen des Prüflings 
stand mangels gesetzlicher Regelung mehr oder weniger im Belieben der 
Prüfungsbehörde. Daher war auch die verfahrensrechtliche Position des 
Prüflings äußert schwach. Sie beschränkte sich letztlich auf die Möglichkeit 
der Geltendmachung der wenigen Einwendungen, die nicht Aspekte betra‑
fen, die in den Beurteilungsspielraum des Prüfer fielen, also gerichtlich 
überprüfbar waren. 

Das Bundesverfassungsgericht erklärte in der angeführten Entscheidung 
die bisherige Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte zur gerichtlichen 
Kontrolle von Prüfungsentscheidungen als unvereinbar mit dem Grundrecht 
der Berufsfreiheit. Es postulierte einen (neuen) allgemeinen Bewertungs‑
grundsatz, wonach eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folge‑
richtig begründete Lösung nicht als falsch bewertet werden dürfe12, und 
schränkte durch die damit erfolgte Anerkennung eines „Antwortspielraums“ 
des Prüflings den Beurteilungsspielraum des Prüfers wesentlich ein. Ein 
Bewertungsspielraum ist den Prüfern aber auch nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichtes geblieben und zwar insoweit, als die Einwen‑
dungen des Prüflings die Anwendung von Beurteilungskriterien betreffen, 
die erst durch eine langjährige Prüfungspraxis gewonnen werden können 
und über die das Gericht regelmäßig nicht verfügt. Sie werden allgemein 
unter dem Terminus der „prüfungsspezifischen Wertungen“13 im Gegensatz 
zu den nun überprüfbaren „fachspezifischen Wertungen“14 gefasst. 

12  BVerfGE 84, 34 (55) und 3.  Leitsatz.
13  Siehe zu ihnen an dieser Stelle nur Niehues/Fischer/Jeremias, Rn. 635 f., und 

im Übrigen ausführlich Kapitel  6 C. I. 2. b); III. 4. f) aa) (2).
14  Auch insoweit sei zunächst nur auf die Darstellung bei Niehues/Fischer/Jere-

mias, Rn. 633 f., und im Übrigen auf die Darlegungen in Kapitel  6 III. 4. f) aa) (2) 
verwiesen.


